

Liberales Lübeck - ABC 2008

Was die FDP vorschlägt ...

Liebe Lübeckerinnen und Lübecker,

fünf Jahre Arbeit der FDP-Fraktion in der Lübecker Bürgerschaft liegen hinter uns. Fünf Jahre kämpfte die FDP-Fraktion gegen die schwerfällige, absolute CDU-Mehrheit mit eigenen konstruktiven Vorschlägen und Anträgen an. Während andere Fraktionen sich mit „Nein“-Sagen begnügten, präsentierte die FDP-Fraktion Lösungsvorschläge. Die drängenden Probleme Lübecks sind leider überwiegend die gleichen geblieben wie vor fünf Jahren. Manche dieser Probleme haben sich seitdem sogar noch verschärft. 

Am 25.05.2008 wird die Lübecker Bürgerschaft neu gewählt. 

Die FDP Lübeck will stärker werden, damit eine zukunftsorientierte Politik im Interesse der Lübecker Bevölkerung möglich wird.

Die FDP Lübeck will die Lübeckerinnen und Lübecker finanziell entlasten. Dazu ist es unabdingbar, dass ohne Tabus und Denkverbote alle Möglichkeiten diskutiert werden, um den städtischen Haushalt grundlegend zu sanieren. 

Die FDP Lübeck will Rahmenbedingungen herstellen, die Arbeitsplätze sichern und schaffen. Neue Abgaben und hohe Steuern verhindern die freie Entfaltung der Lübecker Wirtschaft. Die Wirtschaftsregion Lübeck ist größer als unsere Stadt. Begreifen wir es als Chance!

Die FDP Lübeck will Lübeck als Bildungsstandort erhalten und fördern. Die Universität Lübeck muss gestärkt werden und darf keine Nachteile gegenüber dem Uni-Standort Kiel erleiden. Die Lübecker Schullandschaft muss Angebote für alle Begabungen vorhalten. 

Die FDP Lübeck will Lübeck attraktiv gestalten. Dazu gehören ein vielfältiges Kulturangebot und ein arbeitsfähiger Denkmalschutz vor Ort.

Die FDP Lübeck will den Verkehr fließen sehen, nicht im Stau stehen. Große Bauprojekte sind vonnöten (z.B. umfangreiche Straßensanierungen). Zur Verhinderung des Verkehrskollapses müssen Gelder bereitgestellt und ein professionelles Baumanagement eingesetzt werden.

Die FDP Lübeck will Bürokratie abbauen. Das Internet muss viele Amtsgänge überflüssig machen. Verordnungen und Satzungen müssen geprüft und ggfls. abgeschafft werden (z.B. die Baumschutzsatzung). 

Was die FDP Lübeck genau will, können Sie in unserem Liberalen Lübeck-ABC nachlesen. Verstehen Sie unser Wahlprogramm auch als Aufforderung zur Diskussion. Wir wollen Politik mit und für die Bürgerinnen und Bürger machen. Dazu brauchen wir stets Ihre Anregungen und ebenso konstruktive Kritik – auch nach dem Wahltag.

Denken Sie daran: Wählen Sie am 25.05.2008 die Kandidaten der FDP Lübeck!
A

Alten- und Pflegeheime 

Als ersten Schritt zu mehr Transparenz und besserer Qualität in Alten- und Pflegeeinrichtungen beantragte die FDP-Fraktion in der Bürgerschaft, die Berichte der Heimaufsicht über die Prüfungen der städtischen Heime zu veröffentlichen. Trotz Unterstützung durch den Seniorenbeirat stimmten die anderen Fraktionen dagegen. 
Die Heimaufsicht der Hansestadt Lübeck allein ist personell nicht in der Lage, die Heime im eigentlich erforderlichen Umfang zu überprüfen. Auch andere Stellen, z.B. der Medizinische Dienst der Krankenkassen, können nur die „Spitze des Eisberges“ sehen. Durch mehr Kontrollen könnte auch der Entwicklung zur „Billig-Pflege“ entgegen gewirkt werden.


Was die FDP Lübeck will 

· mehr Transparenz über die Arbeit aller Alten- und  Pflegeheime,

· fachlich kompetente Pflege statt  „Billigpflege“,

· statt kostenpflichtiger Zertifizierungen durch private Unternehmungen mehr Fortbildung und arbeitserleichternde Investitionen in den Einrichtungen,

· keine Pflege nach der Stechuhr.


Altstadt 

Die Lübecker Altstadt ist das wertvollste Gut der Stadt, sie ist der wirtschaftliche, kulturelle und touristische Mittelpunkt der Hansestadt. Diese Funktion zu erhalten und weiterzuentwickeln, muss das Ziel aller sein. Dabei kommt dem Rang eines UNESCO-Weltkulturerbes eine besondere Bedeutung zu. Dies bedeutet aber nicht, dass die Altstadt zum Museum werden muss – vielmehr ist eine lebendige Altstadt erforderlich, in der Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Bildung, Dienstleistungen sowie Freizeitangebote willkommen sind.

Was die FDP Lübeck will:

· die Sicherung der City-Funktion,

· die Sicherung des Wirtschaftsverkehrs, inkl. des Individualverkehrs,

· die Stärkung der Wohnqualität,

· Verantwortung gegenüber dem Kulturerbe.

Amtsblatt (Lübecker Stadtzeitung)

Nachdem die FDP-Fraktion beantragt hatte, städtische Bekanntmachungen statt in der Stadtzeitung nur noch im Internet zu veröffentlichen, hat der Bürgermeister diesen Vorschlag aufgegriffen. Die möglichen Einsparungen bezifferte er auf jährlich etwa 140.000 Euro. Die anderen Fraktionen lehnten dies ab, wohl auch, weil sie nicht auf ihre kostenlosen Fraktionsbeiträge verzichten wollten. Unser Vorstoß hat aber dazu geführt, dass der Verlag ein erheblich günstigeres Angebot unterbreitet hat, das die anderen Fraktionen angenommen haben. Trotzdem hätte es die FDP vorgezogen, die Einsparmöglichkeiten voll zu nutzen. 

Was die FDP Lübeck will:

· die Stadt nutzt das Einsparpotential und stellt das Amtsblatt nach Ablauf vertraglicher Bindungen ein,

· die vorgeschriebenen amtlichen Veröffentlichungen werden über das Internet vorgenommen, 

· in der örtlichen Tageszeitung erscheinen Hinweise auf die Bekanntmachungen der Stadtverwaltung. 

Arbeitsplätze

Der Standort Lübeck befindet sich nach wie vor in einem Strukturwandel. Die verlorenen Arbeitsplätze in der Industrie konnten bisher nicht ausreichend in anderen Bereichen ersetzt werden. 

Selbst wenn die Arbeitslosenzahlen derzeit aufgrund der allgemeinen Konjunkturentwicklung auch in Lübeck langsam zurückgehen, ist Lübeck nach wie vor die Stadt mit der höchsten Arbeitslosigkeit in Schleswig-Holstein. 

Was die FDP Lübeck will: 

· durch konsequente Sanierung des städtischen Haushaltes dafür sorgen, dass die Stadt wieder ihre gesetzlichen Aufgaben (z.B. Straßenbau) erfüllen und damit auch den Arbeitsmarkt beleben kann, 

· der in Politik und Verwaltung nach wie vor teilweise feststellbaren Mentalität entgegenwirken, sowohl in Lübeck ansässige Unternehmer als auch hier vorstellig werdende Investoren als "lästige Bittsteller" anzusehen, und damit zu vertreiben, 

· übermäßige Überstunden in städtischen Betrieben (z.B. LHG: 20%) abbauen, und in Vollzeitarbeitsplätze umwandeln,

· den Verbleib und die Neuansiedelung von Gewerbebetrieben und damit Arbeitsplätzen in Lübeck fördern, indem z.B. Genehmigungsverfahren in diesem Bereich auf ein Minimum reduziert und die Entscheidungswege drastisch verkürzt werden; idealer Weise sollte dem Unternehmen auf Seiten der Verwaltung ein kompetenter Ansprechpartner für alle Fragen zur Verfügung stehen, 

· Unternehmen in Hochtechnologiebereichen wie Medizintechnik, Informationstechnologie, Meerestechnik, Biotechnologie sowie Stammzellenforschung fördern und neue ansiedeln, 

· unsinnigen Behinderungen des Individualverkehrs in der Innenstadt begegnen, um die Zentralfunktion der City auch als Gewerbe- und Handelsstandort wiederzubeleben. 

B 

Baumschutz
Das Landesnaturschutzgesetz bietet umfangreichen Schutz auch für die Bäume im Stadtgebiet Lübecks. Einige Gemeinden Schleswig-Holsteins haben ihre Baumschutzsatzungen schon aufgehoben, zum Beispiel Lübecks Nachbargemeinde Ratekau. Obwohl die CDU einen entsprechenden Antrag der FDP-Fraktion in der Bürgerschaft ausdrücklich gelobt hat, fand sie jedoch nicht den Mut, ihm zuzustimmen. Die Lübecker Liberalen trauen den Lübecker Eigenheimbesitzern zu, verantwortungsbewusst mit den Bäumen auf ihren Grundstücken umzugehen.
Was die FDP Lübeck will:

- die Baumschutzsatzung der Hansestadt Lübeck ersatzlos aufheben.
Behinderte 

Menschen mit Behinderungen können zu Recht erwarten, dass ihr Bürgerrecht auf Teilhabe in allen Bereichen Wirklichkeit wird. 
Barrierefreiheit bedeutet für die FDP Lübeck in erster Linie die Bereitschaft bei Planern,  Architekten und Politikern, die im Planungs- und Baurecht bereits vorhandenen Richtlinien, Normen und Gesetze auch konsequent bei jedem Projekt anwenden zu wollen. Behindertenorganisationen, Beiräte und Beauftragte werden von der FDP Lübeck nicht als lästige Kostenfaktoren gesehen. 

Was die FDP will:
· die Verschärfung bauaufsichtsrechtlicher Prüfungen bei öffentlichen Bauwerken im Hinblick auf die Barrierefreiheit,

· die Anhörung von Behindertenorganisationen bei kommunalen Bauprojekten,

· konkrete und verbindliche Pläne nach dem Landesbehindertenplan gemäß SGB XII statt Verkünden von Wunschvorstellungen und allgemeiner Absichtserklärungen.

Bildungspolitik

Das Bürgerrecht auf Bildung umfasst den Erwerb beruflicher Kompetenz, innere Bereicherung und die Entwicklung zu einem verantwortungsbewussten Menschen. Bildungspolitik ist im wesentlichen Ländersache, aber städtische Politik kann und muss sehr wohl eigene Signale setzen.

(=>Schulpolitik, =>Kulturpolitik, =>Volkshochschule, => Universität Lübeck u.ä.). 

Bürgerbeteiligung 

Der Wunsch der Bürger nach Einflussnahme bei so einschneidenden Projekten wie z.B. die Umgestaltung der Achse Schrangen - Klingenberg ist verständlich und wünschenswert. Ein Vorteil der Bürgerbeteiligung liegt darin, dass in wesentlich kürzerer Zeit ein breiterer Konsens hergestellt werden kann als durch staatlich vorgegebene Ergebnisse. Das einmalige große Bürgertreffen zu dem Projekt „Achse“ (Perspektivenwerkstatt) kann aber nur ein erster Versuch gewesen sein. Wir sehen in diesem Treffen von Bürgern, Fachleuten und Verwaltung keine optimale Umsetzung unserer Vorstellung von Zusammenarbeit auf Augenhöhe. Unzufriedenheit und Enttäuschung wegen unberücksichtigter Bürgerideen waren vorhersehbar. 

Die Demokratie lebt aber von der dauerhaften Beteiligung der Bürger am Geschehen in Staat und Gesellschaft. Deshalb wollen die Liberalen den Bürgern auch auf politischem Feld mehr Einfluss ermöglichen.

Was die FDP Lübeck will:

· die Erfahrungen aus der Perspektivenwerkstatt unvoreingenommen auswerten, die aufgetretenen Unzulänglichkeiten analysieren und abstellen,

· mit der “Planungszelle” ein Modell der Bürgerbeteiligung erproben; dabei werden Bürgern durch Experten die nötigen Fachkenntnisse vermittelt, um anschließend kompetent mitwirken zu können, 

· die FDP-Landtagsfraktion in ihrem Bestreben unterstützen, zumindest auf kommunaler Ebene den Bürgern mehr Einfluss auf die Wahllisten der Parteien zu geben (Kumulieren und Panaschieren).

Bürgergeld 

Noch immer verteilen unübersichtlich viele Behörden die unterschiedlichsten  Sozialleistungen an insgesamt etwa 90% der Bevölkerung. In diesem undurchdringlichen „Bürokratie-Dschungel“  verirren sich zum einen gerade die wirklich Hilfsbedürftigen am häufigsten, weil sie sich professionellen Rat nicht leisten können.  Zum anderen nutzen aber noch immer zu viele Menschen die staatliche Unterstützung, statt auf die eigene Kraft zu setzen. Mit dem Bürgergeld und der Prüfung auf Bedürftigkeit kann ausgeschlossen werden, dass staatliche Hilfen zu Unrecht mehrfach in Anspruch genommen werden.

Was die FDP Lübeck will:

· die Einführung des Bürgergeld-Modells: 

1. Das Finanzamt zieht die Steuer nach der Leistungsfähigkeit von denen ein, die mehr als das steuerfreie Existenzminimum verdienen.

2. Demjenigen, der weniger als das Existenzminimum verdient, zahlt das Finanzamt ein Bürgergeld (Negativsteuer) aus (ohne bürokratische Verluste).

3. Wer durch seine Erwerbsarbeit Eigeninitiative und persönliche Verantwortung zeigt und seinen Beitrag zum Sozialsystem leistet, hat einschließlich Bürgergeld merklich mehr Einkommen zur Verfügung als derjenige, der nur ein Bürgergeld bezieht.

4. Als Anreiz für die Aufnahme regulärer Erwerbsarbeit wird vom Arbeitseinkommen nur ein Teil auf den Anspruch angerechnet. So lohnt sich Arbeit auch im Niedriglohnbereich, wo an der Produktivität orientierte Entlohnung allein nicht mehr das Existenzminimum sichern würde. 

Busverkehr 

Die Sicherstellung eines attraktiven öffentlichen Personennahverkehrs ist aus sozialen wie aus umweltpolitischen Gründen unabdingbar. Der als “Stadtverkehr Lübeck GmbH” organisierte Busverkehr droht jedoch, die Stadt finanziell zu ersticken. Die  erfolgte Teilprivatisierung hat die Defizite zwar zurückgeführt. Für die verbleibenden Defizite zahlen derzeit nicht nur die Fahrgäste, sondern auch alle Stromkunden der Stadtwerke Lübeck. Doch schon bald wird diese Quersubventionierung durch Gewinne aus Stromlieferung aufgrund von EU-Recht nicht mehr zulässig sein. Die Liberalen sehen daher dringenden Handlungsbedarf, die Defizite noch energischer zu reduzieren. 

Was die FDP Lübeck will:

· ein ausreichendes Liniennetz, 

· den Busverkehr wirtschaftlich optimieren, 

· dabei berechtigte Interessen der Fahrgäste und der Beschäftigten sicherstellen.

D

Denkmalpflege

Denkmalpflege ist ein Kernbereich unserer Stadtpolitik. Bereits 1991 wurde auf Antrag der FDP der “Ausschuss für Denkmalpflege” (jetzt „Ausschuss für Kultur und Denkmalpflege“) eingesetzt, dessen Aufgabe u.a. der Erhalt des Weltkulturerbes ist. Die Denkmalpflege spielt in Lübeck sowohl für die Wirtschaftsförderung als auch im Tourismus eine bedeutende Rolle.

Der Vorschlag des Landes, den Denkmalschutz von der Stadt in eigene Verantwortung zu übernehmen, ist kritisch zu hinterfragen, da er in wesentlichen Punkten verändert worden ist. Die ursprünglich versprochenen Einsparungen (ca. 1,4 Mio. Euro p.a.) wurden mittlerweile deutlich reduziert. Auch die Zusicherung einer Außenstelle in Lübeck ist zweifelhaft. 

Was die FDP Lübeck will:

· prüfen, ob mit der Übergabe der Aufgabe „Denkmalschutz“ an das Land die notwendige Kompetenz für die Besonderheiten des Lübecker Denkmalschutzes (insbesondere des Weltkulturerbes) ortsnah erhalten bleibt und ob mit der Aufgabe das Land auch einen maßgeblichen Teil der Kosten übernimmt (Personal- und Sachkosten),

· Genehmigungsverfahren durch Einbindung privater Fachbüros und festgelegte Entscheidungsfristen deutlich verkürzen,

· privates Engagement bei der Sanierung historischer Bauten fördern, 

· die historischen Gebäude und Überreste in angemessene Nutzungskonzepte einbinden, um ihre Erhaltung zu unterstützen,

· Denkmalschutz nicht um seiner selbst Willen, sondern zum Erhalt der Altstadt, ohne die wirtschaftliche Entwicklung übermäßig zu behindern,

· die historische Substanz von Durchgangsverkehr, insbesondere dem Schwerlastverkehr, entlasten (=> Verkehr),

· den Status „Weltkulturerbe“ nicht gefährden.

Drogen

Auch in Lübeck bleibt die Zahl der von illegalen Drogen Abhängigen seit Jahren hoch, verbreitet die Beschaffungskriminalität weiterhin Angst und erzielt der illegale Handel Spitzenpreise. Über die Einrichtung eines Drogenkonsumraumes, der den Abhängigen ein hygienisches Umfeld bietet und die Belästigung der Bürger verringert, wird nicht einmal mehr gesprochen. Aber weder ein noch so großer polizeilicher Erfolg, noch die strengste Repression können das Drogenproblem beseitigen. 

Was die FDP Lübeck will:

· die Einrichtung eines Drogenkonsumraumes, in dem sauberes Spritzbesteck ausgegeben und ausstiegsorientiert beraten wird,

· den Erhalt von niedrigschwelligen Hilfsangeboten, Drogenberatungsstellen und

Streetworkern,

· verstärkte Aufklärung über illegale und legale Drogen (z.B. Alkohol) an Schulen,

· die ärztlich kontrollierte Abgabe von Heroin an Schwerstabhängige als Überlebenshilfe.

E

Eigenbetriebe der Stadt

 Gesellschaften und Eigenbetriebe der Stadt

Elbe-Lübeck-Kanal (ELK) 

Für das Jahr 2020, in dem die geplante Fehmarnbelt-Querung fertig gestellt sein soll, geht  die Lübecker Hafengesellschaft von 50 Mio. Umschlagstonnen in den Lübecker Häfen aus. Von den derzeit etwa 30 Mio. Umschlagstonnen verlassen weniger als 5% unsere Stadt über die  umweltfreundliche Wasserstraße. Die große Menge wird auf LKW transportiert. Ein entscheidender Grund für die geringe Nutzung des Kanals ist die Tatsache, dass das moderne Gütermotorschiff (GUS) den ELK noch immer nicht wirtschaftlich befahren kann. Die Bundesregierung kommt mit den baulichen Anpassungen der Schleusen, Brücken, Kurvenradien und der Wassertiefe nur im Schneckentempo voran. Der ELK muss im Bundesverkehrswegeplan endlich die oberste Dringlichkeitsstufe erhalten. Mit jeder Ladung eines GUS´ blieben Lübecks Straßen 54 LKW erspart. 

Seit 1946 (!) steht der Ausbau des ELK im Programm der FDP Lübeck. Es bleibt für uns volkswirtschaftlich und umweltpolitisch unverantwortlich, den Kanal nicht zügig für die modernste Binnenschiffsgeneration wirtschaftlich befahrbar zu machen.

Was die FDP Lübeck will:

· sich weiterhin auf allen politischen Ebenen dafür einsetzen, dass der ELK zu einer “europäischen Binnenschifffahrtsstraße” ausgebaut wird,

· weiterhin die Aufnahme des ELK als “vordringlicher Bedarf” in den nächsten Bundesverkehrswegeplan verfolgen, 

· überwachen, dass die derzeitigen Baumaßnahmen den weiteren Ausbau des ELK nicht ausschließen,

· kontrollieren, dass bei dem Ausbau ökologische und denkmalpflegerische Belange nicht vernachlässigt werden. 

Energiepolitik 

Im Energiesektor vollzieht sich mit zunehmender Dynamik ein Wechsel von den endlichen Ressourcen (Kohle, Gas und Öl) zu neuen Techniken (z.B. Brennstoffzelle) der Energieerzeugung und regenerativen Energien. Energie aus Wasser, Sonne, Wind, Biomasse und Erdwärme wird eine zunehmend bedeutsamere Rolle spielen. Der wachsende Energiebedarf muss durch effizienten Einsatz und bei optimaler Schonung der Umwelt gedeckt werden.

Eine nachhaltige Energieversorgung braucht ein rationales und ideologiefreies Konzept, das langfristig und global ausgerichtet ist. Vor Ort sind Energiesparmaßnahmen ein zügig umsetzbarer Beitrag zum Klimaschutz. Allein im Bereich Bauen können durch moderne Heizanlagen und den Einsatz von Wärmedämmstoffen in Altbauten Energieverluste und Schadstoffemissionen erheblich reduziert werden. 

Was die FDP Lübeck will:

· Unternehmen, die im Bereich neuer Energietechniken, wie etwa der Brennstoffzellentechnik, Erdwärme u.ä. tätig sind, durch optimale Rahmenbedingungen nach Lübeck holen,

· die Forcierung des Neubaus von Niedrigenergiehäusern, 

· städtische Gebäude durch regelmäßige und systematische Kontrollen und konsequente Altbausanierung zum Vorbild an Energieeffizienz machen,  

· die Rahmenbedingungen für energetisches Bauen verbessern, 

· degressive und zeitlich begrenzte Markteinführungshilfen für neue und umweltfreundliche Formen der Energiegewinnung. 

Extremismusbekämpfung 

Für uns Liberale war es stets ein besonderes Anliegen, die Bürgerrechte und die freiheitliche demokratische Grundordnung unseres Gemeinwesens zu verteidigen, sei es nun gegen Eingriffe durch staatliche Stellen oder extremistische Gruppierungen, deren Ideologien letztlich auf die Beseitigung der Demokratie und damit der Freiheit der Bürger gerichtet sind. Dies gilt für Rechtsextremisten ganz genauso wie für Linksextremisten. 

Wegen unserer konsequenten Haltung mussten wir zum Teil wüste Beschimpfungen und Unterstellungen von CDU, SPD und „Grünen“ ertragen. Es hat sich aber ausgezahlt, denn erfreulicherweise ist inzwischen auch bei Christ- und Sozialdemokraten ein Sinneswandel eingetreten: Im Juni 2007 haben FDP, CDU und SPD in der Bürgerschaft die Einrichtung einer Arbeitsgruppe „gegen Extremismus“ beschlossen. Die „Grünen“ wollten dagegen in einer hitzigen Debatte den Arbeitsauftrag partout auf die Bekämpfung des Rechtsextremismus’ beschränken – und haben sich damit selbst entlarvt!

Was die FDP Lübeck will:

· ein breites Bündnis (ausschließlich) demokratischer politischer und gesellschaftlicher Gruppen, um politischen Extremisten gleich welcher Couleur die Stirn zu bieten,

· sich von links- und rechtsextremistischen Gruppierungen klar abgrenzen und Extremisten keine Gelegenheit bieten, das Bündnis zu unterwandern.

F

FDP Lübeck 

Mit dem Genehmigungsschreiben der Briten zur Gründung des Kreisverbandes Lübeck konnte die FDP am 20.9.1946 auch in der Hansestadt ihre Arbeit aufnehmen. Angesichts der schrecklichen Nachkriegsnot widmeten sich die Liberalen zu einem großen Teil der Linderung der alltäglichen materiellen Sorgen. Die frühen Bemühungen um den Elbe-Lübeck-Kanal belegen aber auch, dass  die FDP bereits damals als einzige Partei den Einblick in die Voraussetzungen für einen allgemeinen wirtschaftlichen Neubeginn  hatte.  

Freiheit und Verantwortung sind das liberale Zwillingspaar. Liberale Lösungsalternativen basieren auf Vernunft und sind deshalb oft sperrig, ihrer Zeit voraus oder einfach nur unbequem. Die FDP nimmt dennoch erheblichen Einfluss auf das politische Leben unserer Stadt. Häufig werden die FDP-Vorschläge von anderen Parteien übernommen und als eigene Ideen „verkauft“.

Was die FDP will:

· verantwortungsvolle Entscheidungen für Lübeck treffen,

· von Ihnen gewählt werden.

Feuerwehr

Eine Großstadt wie Lübeck braucht das Zusammenwirken der hauptamtlichen und der ehrenamtlichen Feuerwehrleute. 

Trotz leerer öffentlicher Kassen müssen die festgelegten Standards beachtet werden. Das gilt auch für die EU-weiten Arbeitszeitbestimmungen. Ein Sparen bei der Feuerwehr bedeutet zugleich, die Lübecker Bevölkerung erhöhten Gefahren auszusetzen. 

Ziel muss es sein, die vorhandenen Kapazitäten effektiver einzusetzen. Dazu müssen die Versorgungslage im Stadtgebiet einer genauen Analyse unterzogen und die Möglichkeiten der Berufsfeuerwehr und der Freiwilligen Feuerwehren besser auf einander abgestimmt werden.

Was die FDP will:

· keine Absenkung der Standards in der Versorgung durch die Feuerwehr,

· Stärkung und Förderung des ehrenamtlichen Engagements in den Freiwilligen Feuerwehren

· gesicherte Versorgung des Lübecker Stadtgebiets durch die Feuerwehren

· vollständige Umsetzung der Arbeitsschutz- und Arbeitszeitbestimmungen in der Lübecker Feuerwehr

Flughafen Lübeck-Blankensee

Die FDP Lübeck hat sich als erste Partei für den Ausbau des Flughafens Lübeck zu einem vollwertigen Regionalflughafen eingesetzt. 

Die Akzeptanz durch die Fluggäste und die steigende Zahl der Flugverbindungen rechtfertigen die Investitionen in den Airport. 

Inzwischen ist der Lübecker Airport einer der bedeutendsten Regionalflughafen Deutschlands. Durch die von der FDP unterstützte Übernahme des Flughafens durch „Infratil“ könnte Lübeck schon bald größter Regionalflughafen werden. Es hängt jetzt vieles von der Realisierung der von „Infratil“ bereits auf ein realistisches Maß reduzierten Ausbaupläne ab. Die Umsetzung dieser Pläne hätte für den gesamten Raum Lübeck eine wirtschaftliche Initialzündung zur Folge, durch die viele neue Arbeitsplätze entstünden.

Was die FDP Lübeck will:

· eine stärkere Anbindung an das innerdeutsche und europäische Flugnetz unter Berücksichtigung der Anwohnerinteressen,

· die für die wirtschaftliche Entwicklung des Flughafens wichtige Aufstufung zum “Zollflughafen”,

· die Charterflüge als festen Bestandteil der Ferienflugpläne wiederbeleben,

· den privaten Flughafen-Betreiber im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten bei der positiven Entwicklung des Flughafens unterstützen,

· die Wirtschaftlichkeit einer S-Bahn-Linie vom Flughafen Blankensee bis Travemünde-Strand prüfen,

· den Einsatz umweltschonender Flugzeugtechnik.

Frauenbüro

Gemäß der FDP-Forderung nach wirtschaftlicher und sparsamer Aufgabenerfüllung arbeitet das Büro inzwischen statt mit zwei mit einer Leiterin – wie jede andere städtische Einheit. Wir unterstützen jede Maßnahme, die dazu führt, dass das Frauenbüro seine gesetzlichen Kernaufgaben effizient erfüllen kann. 

Was die FDP Lübeck will:

· erreichen, dass das Frauenbüro sich ausschließlich mit den ureigenen Fragen seines Aufgabenfeldes befasst.

Frauenhäuser

Die Liberalen bestreiten nicht die Notwendigkeit von Frauenhäusern, die gepeinigten Frauen und Kindern für eine Übergangszeit Schutz gewähren. Die Lübecker FDP kritisiert aber, wenn sich diese Einrichtungen zu dauerhaften Wohngemeinschaften mit sozialpädago​gischer Betreuung wandeln. Im Übrigen halten die Lübecker Frauenhäuser auf Kosten der Stadt über den Bedarfsplan des Landes hinaus 12 Plätze vor. Diese zusätzlichen Aufwendungen (ca. 136.000 Euro p.a.) fehlen für andere soziale Aufgaben.

Was die FDP Lübeck will:

· den weiblichen Opfern von häuslicher Gewalt so schnell wie möglich ein neues Selbstwertgefühl durch bzw. für Eigenverantwortung und Unabhängigkeit geben,

· die zusätzlichen 12 Plätze in den Lübeckern Frauenhäusern einsparen.

Fremdenverkehrsabgabe 

Regelmäßig wird von Rot-Grün und der Landesregierung die Einführung einer Fremdenverkehrsabgabe für Travemünde gefordert. Diese Abgabe soll unabhängig vom Gewinn entrichtet werden und ist häufig höher als die Gewerbesteuer. Sie kann aus Konkurrenzgrün​den kaum auf den Preis umgelegt werden. Der Kunde müsste für die gleiche Ware in Travemünde mehr als in der Lübecker Innenstadt bezahlen. Der Ruf Travemündes würde leiden.

Was die FDP Lübeck will:

· die Fremdenverkehrsabgabe weiterhin verhindern.

Friedhöfe

Viele Menschen suchen und fragen nach Alternativen zu hergebrachten Bestattungsmöglichkeiten und bürokratisch verwalteten Friedhöfen. Die FDP Lübeck setzt sich auch hier für neue Wege ein. Bevormundung bis über den Tod hinaus darf nicht weiter die Freiheit und den Willen der Bürger beschneiden. In der vergangenen Wahlperiode hat die FDP mehr Flexibilität in der städtischen Friedhofssatzung erreicht. Noch mehr Freiheiten wären möglich.

Durch den erheblichen Rückgang der Bestattungen in Lübeck stehen große Flächen der städtischen Friedhöfe leer. Durch Neuordnung von Friedhofsflächen kann sich die Stadt von den Pflege- und Vorhaltekosten entlasten.

Was die FDP will:

· Abbau von Bürokratie bei der Bestattung auf städtischen Friedhöfen,

· mehr Freiheit bei der Gestaltung der Grabanlagen,

· ein Konzept zur Nutzung der leerstehenden Friedhofsflächen.

G

Gemeinschaftsschulen 
(=> siehe Schulpolitik)

Gesellschaften und Eigenbetriebe der Stadt

Grundsätzlich kann es sinnvoll sein, von der Stadt zu erbringende Leistungen in Form einer Gesellschaft (GmbH) oder eines sog. Eigenbetriebes zu organisieren, um betriebswirtschaftliche Denkweise und entsprechendes Handeln zu bewirken. Andererseits haben städtische Gesellschaften dazu geneigt, ein von den gewählten Kommunalpolitikern weitgehend unkontrolliertes "Eigenleben" zu entwickeln. Dadurch haben einige Unternehmen durch Fehlentscheidungen den städtischen Haushalt (z.B. aufgrund städtischer Bürgschaften oder Verlustausgleichsverpflichtungen) unmittelbar belastet. Oftmals dient die Gründung städtischer Gesellschaften oder Eigenbetriebe nur der "Haushaltskosmetik". Durch "Auslagerung" bislang städtischen Personals aus dem Haushalt der Stadt in Gesellschaften/Eigenbetriebe wird z.B. ein Personalabbau sowie eine Privatisierung öffentlicher Leistungen vorgetäuscht, obwohl die Belastung für den städtischen Haushalt "unterm Strich" unverändert bleibt oder sogar steigt. Schließlich besteht die Gefahr der Schaffung neuer "Versorgungsposten". 

Was die FDP Lübeck will: 

· auch externe, nicht parteigebundene Fachleute in die Aufsichtsräte der städtischen Gesellschaften entsenden, 

· eine effektive Kontrolle der Wirtschaftsführung städtischer Gesellschaften und Betriebe, um Haushaltsrisiken für die Stadt zu minimieren, 

· sofern es sinnvoll ist, bestehende städtische Gesellschaften und Betriebe an private Unternehmen veräußern und mit den Veräußerungserlösen vorrangig Schulden der Stadt abbauen, 

· der Gründung neuer städtischer Gesellschaften oder Eigenbetriebe nur zustimmen, sofern eine echte Privatisierung des betreffenden Bereiches nicht möglich ist oder nicht sinnvoll erscheint. Das „Hinüberretten“ betriebswirtschaftlich überflüssigen städtischen Personals ist zu vermeiden. 

H

Häfen

Während der Frachtverkehr über die Lübecker Häfen mit beachtlichen Zuwachsraten glänzen kann (im Jahr 2006 wurde erstmals die 30-Mio.-Tonnen-Grenze übersprungen), droht der Passagierverkehr in der Bedeutungslosigkeit zu versinken. So sank die Zahl der in Lübeck abgefertigten Passagiere von gut 2,4 Millionen im Jahr 1989 ungebremst auf nur noch 291.316 im Jahr 2006. Gleichzeitig können Kiel (1,3 Mio. Passagiere in 2006) und vor allem Rostock (2,3 Mio.) mit weiter steigenden Passagierzahlen aufwarten. 

Angesichts des ständig härter werdenden Wettbewerbs um die Ostseeverkehre sind  bis zum Jahr 2020 Investitionen von schätzungsweise 470 Mio. Euro in die Lübecker Häfen unumgänglich. Jeweils etwa die Hälfte entfallen auf die Hansestadt Lübeck und die Lübecker Hafengesellschaft (LHG). Weder die hoch verschuldete Stadt noch die LHG mit ihrer vergleichsweise geringen Eigenkapitalquote (16 % zu 77% in Rostock, Stand 2005) werden diese Investitionen aus eigener Kraft „stemmen“ können, zumal städtische Bürgschaften zur Absicherung der LHG-Kredite aufgrund von EU-Recht künftig ausscheiden. Insbesondere deshalb hat die FDP-Fraktion in der Bürgerschaft gegen den erbitterten Widerstand von Gewerkschaft und LHG-Belegschaft die Einleitung einer Teilprivatisierung der LHG mitgetragen. Der künftige strategische Partner sollte möglichst aus den Reihen weltweit operierender Logistikunternehmen stammen und nicht nur Geld mitbringen, sondern der LHG vor allem auch Zugang zu neuen logistischen Hinterlandanbindungen eröffnen und möglichst auch neue Verkehre und Ladung auf Lübeck lenken.

Leider hat sich die CDU dem Druck von Teilen der LHG-Belegschaft und ihrer Gewerkschaft „Verdi“ gebeugt: Statt bis zu 90% an einer (vor allem um Hafengrundstücke) „abgespeckten“ LHG zu veräußern, soll jetzt nur noch eine Minderheitsbeteiligung von 25,1% in Betracht kommen. Weitere 12,4% darf der Teilhaber später evtl. erwerben - aber nur mit Zustimmung der Arbeitnehmer. Von derartigen Mitspracherechten können Beschäftigte nichtstädtischer Unternehmen nur träumen! 

Was die FDP Lübeck will:

· den bisher vernachlässigten Passagierverkehr über Travemünde revitalisieren, 

· um Kreuzfahrtschiffe werben, 

· eine Privatisierung der LHG, die deren wirtschaftlichen Notwendigkeiten gerecht wird,

· die Verkehrsanbindungen optimieren (Bahn,Elbe-Lübeck-Kanal, Straße), 

· die Kooperation der Häfen Lübeck und Hamburg vorantreiben. 

Hansebund 

Der neuzeitlichen „Nachbau“ des historischen Hansebundes knüpft an die mittelalterliche Hanse an, ohne ihre Nachfolgeorganisation zu sein. Die Hansestadt Lübeck hat aus alter Tradition  den Vorsitz inne. Der FDP ist bewusst, dass es auch heute viele gemeinsame Anliegen gibt, die in einer solchen Gemeinschaft behandelt und vertreten werden können. Nach Meinung der Lübecker Liberalen muss sich die Lübecker Delegation zu den Treffen des Hansebundes aber auf die nötigste Zahl beschränken. Die Treffen müssen im Wesentlichen der konkreten wirtschaftlichen und kulturellen Zusammenarbeit der Mitgliedsstädte dienen. 

Was die FDP Lübeck will:

· den Ausbau des Hansebundes zu einer starken und damit einflussreichen Gemeinschaft fördern,

· Synergien und den Erfahrungsaustausch zum Wohle Lübecks nutzen,

· nur die Mitfahrt von städtischen Mitarbeitern und Bürgerschaftsmitgliedern ermöglichen, die nachweislich Aufgaben vor Ort übernehmen.
Haushalt

Die von den Wählern 2003 mit absoluter Mehrheit ausgestattete CDU hat in den fünf Jahren ihrer „Alleinherrschaft“ keinen einzigen ernsthaften Versuch zur spürbaren Konsolidierung des städtischen Haushaltes unternommen. Ohne die gigantische Summe von über 60 Mio. Euro für Zins und Tilgung hätten wir zumindest keine jährliche Neuverschuldung!  Statt mutiger Schritte zum Abbau des 500-Mio.-Schuldenberges ist der CDU nur eingefallen, das Frauen- und Mädchenzentrum sowie das Leihcycle zu schließen. Gleichzeitig aber hat sie für sich und die SPD die Fraktionsgelder erhöht. CDU und SPD haben kaltschnäuzig ausschließlich andere zur Ader gelassen. Die städtischen Gesellschaften hat die CDU in den fünf Jahren ihrer Alleinherrschaft auch nicht auf den Prüfstand gestellt. 

Um den Wählern kurz vor der Bürgerschaftswahl 2008 nicht erneut das jährliche Debakel von Riesen-Defizit und enormem Schuldenberg präsentieren zu müssen, wurde  ein Doppelhaushalt für die Jahre 2007 und 2008 beschlossen. Aber diesem durchsichtigen Manöver hat der Innenminister einen Riegel vorgeschoben und den Haushalt 2008 abgelehnt. Die Situation wird noch dadurch verschlimmert, dass die in der Vergangenheit überwiegend von der SPD (mit jeweils wechselnden Partnern) dominierte Bürgerschaft zusätzlich zu den Geldschulden Lübecks Infrastruktur verkommen lassen hat. 

Um unerlässliche Aufgaben wenigstens teilweise zu erfüllen, muss vielfach die Possehl-Stiftung für die Stadt einspringen: Sie hat z.B. den Audienzsaal im Rathaus, über 30 Schulheizungen und den Strandbahnhof saniert. Auch für das Projekt „Achse Schrangen-Klingenberg“ stellte sie Millionen zur Verfügung. 

Der zum Glück auch in Lübeck seit Jahresbeginn spürbare Anstieg der Steuereinnahmen löste bei den anderen Fraktionen die üblichen Reflexe aus. Statt Schulden abzubauen, wollen sie schon wieder mehr verteilen: die SPD gaukelt z.B. den Mitarbeitern bei den Entsorgungsbetrieben und im Hafen vor, die unumgänglichen Investitionen und anstehenden Aufgaben seien wie bisher mit Bordmitteln zu erbringen. Nicht einmal die unverbindliche Prüfung von Privatisierungschancen will sie zulassen. Die Grünen wollen ihr Wahlergebnis durch freies Baden am Strand und andere Geschenke verbessern, die die Bürger mit ihren Steuern indirekt doch selbst bezahlen müssen.

Mit der bevorstehenden Einführung der doppelten Buchführung für den Stadthaushalt wird die finanzielle Lage der Stadt hoffentlich auch für die Bürger transparenter. Dann wird öffentlicher Druck die liberalen Bemühungen um einen gesunden Haushalt zusätzlich unterstützen.    

Was die FDP Lübeck will:

· Lübeck wirtschaftsfreundlich und zu einer „guten Adresse“ als Unternehmensstandort machen, um die städtischen Steuereinnahmen zu stabilisieren und auszubauen,

· laufende Kosten in der Verwaltung konsequent und nachhaltig durch Rationalisierungsmaßnahmen und strukturelle Veränderungen (u.a. auch Privatisierung nicht hoheitlicher Leistungen der Stadt) senken, 

· die städtischen Leistungen für die Bürger dann durch private Anbieter erbringen zu lassen, wenn dies wirtschaftlich sinnvoll ist,

· vorurteilsfrei prüfen, ob und ggf. welches Vermögen der Stadt nicht für deren Aufgabenerledigung erforderlich ist, und dieses – sofern wirtschaftlich vertretbar –  veräußern,

· mit den eingesparten Kosten und Veräußerungserlösen die Schulden der Stadt abbauen, um die Belastung des Lübecker Haushaltes durch den Schuldendienst möglichst auf Null zu reduzieren und so wieder Mittel für bisher missachtete Pflichtaufgaben der Stadt (z.B. Straßenunterhaltung), aber auch sinnvolle Investitionen und freiwillige Leistungen im kulturellen und sozialen Bereich zu erwirtschaften.

Herrentunnel

Die von der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung gewünschte Tunnellösung war nur im Wege der privaten Teil-Finanzierung zu erreichen. Deshalb war die FDP, die damals nicht in der Bürgerschaft vertreten war, bereit, auch die “Kröte” der Erhebung einer Benutzungsgebühr (Maut) “zu schlucken” – im Gespräch waren damals 1,- DM (umgerechnet 51 Cent) pro Durchfahrt. 

Die Maut ist zwischenzeitlich wesentlich höher, sie droht richtiggehend zu explodieren. Die Rufe aus den beiden großen Parteien, das sei unerhört und der Bund müsse sofort den Tunnel zurücknehmen, sind heuchlerisch. In dem Vertrag mit der Tunnelbetreibergesellschaft sind die Voraussetzungen für Mauterhöhungen genau festgelegt worden. Jeder, der sich damals mit dem Vertrag beschäftigt hat, hätte das Risiko der Mauterhöhungen erkennen müssen. Die FDP konnte als außerparlamentarische Partei damals den Vertrag nicht einsehen. Sie hat es nachgeholt. Die großen Parteien scheinen die Verträge, denen sie zugestimmt haben, bis heute nicht zu kennen. 

Die FDP hält nichts von populistischen Forderungen, die an der Rechtswirklichkeit vorbeigehen. Sie fordert alle Beteiligten auf, sich unverzüglich an den Verhandlungstisch zu setzen, um eine verträgliche Lösung für alle Beteiligten zu finden. Dabei dürfen die berechtigten Interessen der Bewohner Lübecks auf beiden Seiten des Tunnels nicht vergessen werden. Eine Ausgrenzung darf nicht stattfinden.

Was die FDP Lübeck will:

· eine Lösung, um die Maut auf ein verträgliches Maß herunterzusetzen,

· sollte sich das Finanzproblem nicht für die Tunnelnutzer akzeptabel lösen lassen, soll der Bund den Tunnel übernehmen, da sein Pilotprojekt einer öffentlich-privaten Finanzierung gescheitert ist,

· keine Fußgänger- und/oder Fahrradspur durch den Tunnel,

· den kostenlosen Shuttle-Service für Fußgänger und Radfahrer durch den Herrentunnel-Betreiber bedarfsgerecht aufrechterhalten,

· für Vielfahrer ein Rabattsystem einführen.

J

Jugendpolitik 

Jugendliche sind die Verantwortungsträger von morgen. Toleranz und Demokratiebewusstsein der Jugend bilden das Fundament für die Zukunft unserer Gesellschaft. Für die FDP ist darüber hinaus die Vermittlung von Grundwerten und sozialem Verhalten ein vordringliches Anliegen. Hierzu brauchen die Jugendlichen Freiräume und Möglichkeiten für eine verantwortungsbewusste Lebensgestaltung und –entfaltung. Um Politikverdrossenheit zu verhindern, wollen wir Jugendliche einbinden und sie an Entscheidungen teilhaben lassen.

Was die FDP Lübeck will: 

· Generationengerechtigkeit herstellen und gegenseitige Akzeptanz fördern, 

· die Jugend besser in kommunalpolitische Entscheidungen einbinden,  

· speziell auf die Interessen von Jugendlichen ausgerichtete und vermehrt selbstverwaltete Treffpunkte in Wohngebieten ermöglichen, 

· die Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher Jugendleiter unterstützen, 

· um auch Außen-Stadtteile Lübecks für junge Menschen lebenswert zu machen, eine Anbindung mit öffentlichen Verkehrsmitteln schaffen, die der Nachfrage entspricht. 

Junge Liberale (JuLis)

Seit 1983 gibt es die Jungen Liberalen in Lübeck. Sie sind ein Zusammenschluss junger Menschen, die nicht darauf vertrauen, dass andere gut für sie sorgen werden, sondern ihre Zukunft selbst und eigenverantwortlich gestalten wollen. Sie stehen der FDP Lübeck zwar programmatisch nahe, vertreten aber trotzdem auch gelegentlich andere Lösungsansätze als die „Alten“ Liberalen. Die JuLis sind kein angepasster Ja-Sager-Verband, sondern wollen als kritischer und teilweise unbequemer Partner der FDP die Idee des Liberalismus voranbringen.

Die JuLis wissen, dass sie von der FDP ernst genommen werden. Ihre Mitarbeit im Kreisvorstand der FDP belegt dies.

Die Jungen Liberalen freuen sich stets auf Leute von 14 bis 35 Jahren, die ihre Ansichten einbringen und mit ihnen etwas bewegen wollen.

Was die Jungen Liberalen wollen:

· können Sie im Internet unter www.julis-luebeck.de nachlesen.

K

Kindertagesbetreuung 

Immer mehr Familien wünschen sich eine Vereinbarkeit von Beruf und Nachwuchs oder sind gar darauf angewiesen. Ebenso ist nicht erst seit dem Bekanntwerden der "Pisa-Studie" das Bewusstsein für Sinn und Wert der frühkindlichen Bildung deutlich gewachsen. Auch erfordert der hohe Anteil von Migranten mit mangelnden Deutschkenntnissen das Eingehen auf deren besondere Bedürfnisse, um eine erfolgreiche Integration in die Gesellschaft und insbesondere die Arbeitswelt sicherzustellen. Angesichts der engen finanziellen Leistungsfähigkeit der Stadt wird eine Umsetzung der  nachvollziehbaren Elternwünsche nur dann möglich sein, wenn sie finanzierbar sind. Kitas in freier Trägerschaft zeigen, dass es möglich ist, mit begrenzten Finanzmitteln vielseitige und qualitativ hochwertige Angebote vorzuhalten. Wir sprechen uns daher dafür aus, städtische Kitas schrittweise auf freie Träger zu übertragen und nur die Qualitätskontrolle bei der Stadt zu belassen. 

Was die FDP Lübeck will: 

· die frühkindliche Bildung fördern,

· die deutschen Sprachkenntnisse für Kinder nicht nur aus Zuwandererfamilien bereits in Kitas verbessern, 

· das Angebot an Kindertagesbetreuung dem Bedarf anpassen, 

· die städtischen Kita-Plätze mittelfristig den freien Trägern übertragen,

· Sparpotentiale für Träger finden: Bürokratie, Bauvorschriften, Regulierungen, räumliche Ausstattung, 

· Tagesmütter und Spielkreise als Alternativen unterstützen. 

Kreisgebietsreform

Die Notwendigkeit einer umfassenden Verwaltungsreform auf Ebene des Landes und der Kreise ist unumstritten, da sich hierdurch Kosten in zwei- bis dreistelliger Millionenhöhe einsparen lassen.

Im Herbst 2006 beschloss die Landesregierung eine umfassende Kreisgebietsreform. Die Lübecker FDP hat von Anfang an die geplanten Reformen als Chance für die Hansestadt Lübeck begriffen, um die Zentrumsfunktion unserer Stadt und die Wirtschaftskraft der Region entscheidend zu stärken. In einem möglichen Großkreis wäre Lübeck aufgrund seiner Größe und Lage die „geborene“ Kreisstadt. Andererseits bliebe Lübeck trotzdem in vielen Bereichen (z.B. Bauaufsicht, Kfz-Zulassung) autonom. Deshalb hat die FDP-Bürgerschaftsfraktion im November 2006 beantragt, durch die Verwaltung die Vor- u. Nachteile der möglichen Aufgabe der Kreisfreiheit für die Stadt zu prüfen. Zwar wurde durch die CDU-Mehrheit ein entsprechender Beschluss verhindert und der FDP-Antrag abschließend in den Hauptausschuss verwiesen (wo er seitdem vor sich hin „schlummert“). Ein trotzdem erstelltes verwaltungsinternes Positionspapier bestätigt vollen Umfangs unsere Position. 

Auch die von der Landesregierung beauftragten externen Gutachter sehen aus rein sachlich-ökonomischer Sicht Vorteile eines Zusammengehens der Hansestadt Lübeck zumindest mit dem Kreis Ostholstein. Wir sehen für Lübeck die erhebliche Gefahr, dass die Stadt am Ende der Kreisgebietsreform von starken Großkreisen umringt sein und Lübeck ins Hintertreffen geraten könnte. Um dem zu begegnen, sind nur zwei Varianten für Lübeck denkbar: eine Aufgabe der Kreisfreiheit oder eine Vergrößerung des Stadtgebietes durch Eingemeindungen, um auch hinsichtlich der Einwohnerzahl mit benachbarten Großkreisen auf Augenhöhe zu bleiben.

Was die Lübecker FDP will:

· bei einer Kreisgebietsreform die lebenswichtigen Interessen Lübecks wahren,

· gegenüber der Landesregierung die Möglichkeit offen halten, Lübeck als Kreisstadt in einen Großkreis zu integrieren,

· alternativ bei der Landesregierung auf Eingemeindungen dringen, um ein Gleichgewicht zu künftigen Nachbarkreisen bilden zu können.

Kriminalität

Die FDP sieht in den immer noch hohen Fallzahlen - insbesondere bei den Massendelikten wie Diebstahl, Sachbeschädigungen und Körperverletzungen, aber auch Wandschmierereien - den Beleg für einen bedenklichen Werteverfall in der Gesellschaft. 

Es muss wieder in das allgemeine Bewusstsein gerückt werden, dass Freiheit und Verantwortung untrennbar zusammen gehören. Bei Jugendlichen kann die Stadt  durch ein attraktives Freizeitangebot sowie zielgerichtete Jugend- und Sozialarbeit dazu beitragen. Insbesondere sind Elternhaus und Schule gefordert, aber auch z.B. Sportvereine und Kirchen. 

Neben dem präventiven Ansatz müssen Polizei und Justiz aber auch in die Lage versetzt werden, Straftaten in Lübeck effektiv zu verfolgen. Hierzu gehört eine professionelle Ausstattung und Ausbildung von Polizei und Justiz. Auch ist es für die FDP nicht hinnehmbar, wenn frei werdende Stellen bei der Lübecker Polizei nicht wieder besetzt werden sollen.

Was die FDP Lübeck will:

· Zivilcourage stärken und das Bewusstsein für gegenseitige Mitverantwortung schärfen,

· Unterstützung der Eltern bei der Vermittlung sozialer Werte,

· Prävention, Repression und Resozialisierung effektiver koordinieren,

· dass die vorhandenen Gesetze umfassend ausgeschöpft werden,

· eine zügige und konsequente Strafverfolgung durch Polizei und Justiz,

· die Polizei von nicht-hoheitlichen Aufgaben (z.B. Objektschutz bei kommerziellen Veranstaltungen) befreien,

· eine zeitgemäße Ausrüstung und Ausbildung von Polizei und Justiz,

· Anerkennung für die Arbeit der Polizei in der Bevölkerung.

Kulturpolitik 

Die Kenntnis und die Wertschätzung der eigenen Kultur schafft Selbstsicherheit im Umgang mit fremden Kulturen und baut die Furcht vor ihnen ab. Die FDP misst die Lebensqualität in unserem Gemeinwesen neben seinem materiellen auch an seinem kulturellen Reichtum. 

Wir sehen in der Pflege des städtischen Kulturbesitzes und der Förderung des lebendigen Kulturlebens eine politische Pflicht der Kommune. 

Kultur ist auch ein Wachstums- und Standortfaktor, der der wirtschaftlichen Entwicklung unserer Stadt dient. Deshalb muss die Stadt die notwendigen Mittel bereit stellen, dass sie kulturelle Einrichtungen schaffen bzw. erhalten kann. Zusätzliches Engagement der Einwohner entspricht der Tradition des hanseatischen Bürgertums. 

Trotz katastrophaler Finanzlage muss Lübeck anspruchsvolle kulturelle Pläne verfolgen, um als Oberzentrum auch gegenüber anderen Angeboten bestehen zu können. 

Kultur muss in Zukunft einen höheren Eigenanteil zu ihrer Finanzierung beisteuern. Dabei müssen Tabus überdacht werden. Kultur schaffen und Wirtschaften sind keine unversöhnlichen Gegensätze. Im Zusammenwirken von Mäzenatentum, Eigenanstrengungen und staatlicher Förderung sehen die Liberalen die Zukunft der städtischen Kultur. 

Was die FDP Lübeck will: 

· erreichen, dass sich die Bürger unserer Stadt wieder stärker durch Teilhabe und Mitwirkung an Kultur mit dem Gemeinwesen identifizieren können, 

· Stärkung des Ehrenamtes in den kulturellen Einrichtungen (z.B. in Museen),

· stärkere Vernetzung von Kultureinrichtungen wie Theater und Kulturstiftung mit dem Tourismus im Rahmen des Stadtmarketing zur Sicherung des Standorts Lübecks,

· Bespielung des Stadttheaters auch im Sommer und andere tourismusorientierte Angebote,  

· verstärkt spezielle Kinder- und Jugendkulturarbeit fördern, 

· auch kritische und unbequeme Kunst fördern,  

· städtische Kultureinrichtungen nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen führen.

L

Lärmschutz

Es hat sich immer mehr die Erkenntnis durchgesetzt, dass Lärm eine ernst zu nehmende Umweltbelastung ist. Lärm beeinträchtigt das Wohlbefinden und die Gesundheit des Einzelnen. Die unterschiedlichen Nutzungen in einer Stadt auf engem Raum wie Wohnen, Arbeiten, Freizeit und Verkehr führen zwangsläufig zu Konflikten.

Was die FDP Lübeck will:

· bei städtischem Handeln dem Lärmschutz mehr Beachtung schenken.

Leben und Wohnen im Alter (=> Senioren)

Es ist leider eine Tatsache, dass zukünftig eine immer größer werdende Zahl Lübecker Bürger über sinkende Alterseinkommen verfügen wird. Entsprechend wird die Zahl der Menschen steigen, die zum Ausgleich Grundsicherungsleistungen empfangen müssen. Angesichts dieser Entwicklung muss schon heute der Grundstein dafür gelegt werden, dass Leben und Wohnen in Lübeck auch im Alter noch bezahlbar bleiben. Ambulant betreutes Wohnen soll Vorrang vor dem stationär betreuten Wohnen haben.  

Was die FDP Lübeck will:

· Unterstützung bei der Schaffung seniorengerechter Wohnungen und der Gründung von Senioren-Wohngemeinschaften.

Liberalismus

Als erste politische Bewegung hat der Liberalismus dem einzelnen Bürger und seiner menschlichen Würde und seinen Menschenrechten von Freiheit und Gleichheit Vorrang vor der Macht des Staates eingeräumt. Der Liberalismus hat aber nicht nur erfolgreich für die Gleichheit vor dem Gesetz, sondern auch für Chancengleichheit in der Gesellschaft gekämpft. Mit der sozialen Marktwirtschaft wurden neue Chancen gegen Existenznot und konservative Erstarrung der gesellschaftlichen Strukturen eröffnet. Heute ist die Idee der Freiheit den schleichenden Gefahren der Gewöhnung und Geringschätzung ausgesetzt. Zusätzlich steigert die Angst vor den weltweiten Bedrohungen durch Terrorismus die Bereitschaft, als Preis für eine vorgebliche Sicherheit auf über Jahrhunderte hart erkämpfte Bürgerfreiheiten zu verzichten.

Was die FDP Lübeck will:

· gegen Gleichgültigkeit, soziale Kälte und Desinteresse an der Gesellschaft mit liberalem Gedankengut eintreten,

· mehr Menschen zum Einsatz für die größtmögliche Freiheit des Einzelnen und die Wahrung der Menschenwürde in jeder Situation motivieren,

· betonen, dass die Freiheit des Einzelnen ihre Grenze in der Freiheit des Nächsten findet,

· bei den notwendigen Sicherheitsmaßnahmen gegen Terrorismus das Pendel nicht übermäßig zu Lasten der Freiheit ausschlagen lassen.

O

Ostseeraum

Lübecks ideale geographische Lage prädestiniert unsere Stadt zum verkehrsgünstig gelegenen Verteiler- und Servicezentrum für den Wirtschaftsraum Ostsee (Häfen). 

Wie Deutschland insgesamt profitiert auch Lübeck von der EU-Osterweiterung unmittelbar. Lübeck hat gute Chancen, einen wesentlichen Teil des wachsenden Handels auf sich zu lenken und dadurch neue Arbeitsplätze zu schaffen. Die stetig steigenden Gütermengen und die steigende Zahl der Arbeitsplätze in den Lübecker Häfen belegen diese Entwicklung, verlangen aber auch nach verbesserten Verkehrsanbindungen ( Elbe-Lübeck-Kanal,  Verkehr). Zugleich sollen Technikbranchen zum Abbau der ökologischen Belastungen der Ostsee nach Lübeck geholt werden. 

Was die FDP Lübeck will:

· eine Intensivierung des Jugendaustausches mit den Nord- und Nordosteuropäischen Staaten,

· eine Optimierung der Zusammenarbeit auf Schul-, Fachhochschul- und Universitätsebene,

· eine Intensivierung der Bemühungen für bessere und schnellere Handelswege nach Nord-Ost-Europa,

· vorbildhafte Lösungen für Sicherheit und Ökologie im Ostseeraum fördern.

P

Privatisierung 

Der (Teil-)Verkauf städtischer Gesellschaften und Eigenbetriebe wurde bis Ende der 90er Jahre vorrangig unter dem Gesichtspunkt betrachtet, mit den Privatisierungserlösen einen Beitrag zur Sanierung des maroden Haushalts der Hansestadt Lübeck zu leisten. 

Der anteilige Verkauf der städtischen Energie und Wasser GmbH (jetzt wieder Stadtwerke GmbH) hat den dramatischen Zustand des städtischen Betriebes offenbart und die Notwendigkeit der Teilprivatisierung gezeigt. Dadurch blieben der überschuldeten Stadt eine sonst erforderliche „Finanzspritze“ an ihr Unternehmen und der dauerhafter Ausgleich von Defiziten erspart.

Ähnlich sieht die Situation bei den Entsorgungsbetrieben Lübeck (EBL) und der Lübecker Hafengesellschaft (LHG, siehe auch => Häfen) aus. In beiden Unternehmen erscheint die Aufnahme privater Partner zwingend erforderlich, um die dringend erforderlichen Investitionen „stemmen“ zu können (LHG), oder aber die Wirtschaftlichkeit zu steigern und damit den Bestand des Betriebes zu sichern und explosionsartige Gebührenentwicklungen für den Bürger zu vermeiden (EBL).

Aber auch die Vergabe bisher durch die Verwaltung selbst erbrachter Leistungen an private Unternehmen kann im Einzelfall zu erheblichen Einsparungen im Haushalt der Stadt führen (=> Haushalt). Auch dieses Einsparpotential gilt es, besser zu nutzen.

In jedem Fall gilt: Privatisierung darf kein Selbstzweck sein, sondern muss sich in jedem Fall für die Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt auszahlen. Nutzen und Risiken müssen jeweils sorgfältig ermittelt und gegeneinander abgewogen und Verträge sorgfältig gestaltet werden (Negativbeispiel: Herrentunnel)! 

Was die FDP Lübeck will:

· bei der Mitarbeiterschaft und in der Öffentlichkeit Vorurteile gegenüber privaten Unternehmern abbauen, 

· die berechtigten Interessen der Mitarbeiter bei Privatisierungen vertraglich absichern, 

· die nicht im Unternehmen benötigten Verkaufserlöse konsequent zum Schuldenabbau nutzen,

· die Chancen der Privatisierung nutzen – aber nicht um jeden Preis! 

R

Regionalschulen 

(=> siehe Schulpolitik)

S

Schulpolitik
Die Schleswig-Holsteinische Landesregierung hat 2007 die Einführung von Gemeinschafts- und Regionalschulen beschlossen. Die FDP Lübeck erkennt diese gesetzlichen Vorgaben an. Allerdings darf bei der Umsetzung kein Schultyp finanziell und/oder personell benachteiligt werden. Im übrigen wünschen viele Eltern für ihre minderjährigen, schulpflichtigen Kinder eine ganztägige Betreuung. 

Was die FDP Lübeck will:

· den Wünschen der Betroffenen (Schülern, Eltern, Schulkonferenzen) bei der Neueinführung der Schultypen nach Möglichkeit Rechnung tragen,

· keine finanzielle, personelle und materielle Bevorzugung oder Benachteiligung einzelner Schultypen.

· ganztägige Betreuungsangebote mittelfristig an jedem Schultyp einrichten,

· Elterninitiativen wie “betreute Grundschule” / “volle Halbtagsschule” unterstützen,

· im Rahmen der Ganztagsbetreuung soziale Kompetenz und praktische Erfahrungen fördern (in Zusammenarbeit mit Umweltverbänden, Jugendzentren, Sportvereinen u.a.),

· konsequente Schulwegsicherung.

Senioren ( Leben und Wohnen im Alter)

Veränderungen in der Altersstruktur unserer Bevölkerung geben der Seniorenpolitik einen neuen Stellenwert. Im Jahr 2008 wird in Lübeck der Anteil der Menschen über 60 Jahren bei rund 30% der Gesamtbevölkerung liegen. 

Ältere Menschen dürfen nicht automatisch zum Betreuungsobjekt von Politik, Gesellschaft und Staat werden. Sie wollen und müssen gleichberechtigte Partner in der Gestaltung unserer Gesellschaft bleiben. Deshalb sollte die Teilhabe an politischen Entscheidungen in den allgemeinen politischen Gremien und nicht nur im Seniorenbeirat erfolgen, der keine eigene Entscheidungskompetenz besitzt.

Die Senioren verfügen über  breites Wissen, Können, Talente, Fähigkeiten und Erfahrungen. Dieses Potential zu erhalten und zu nutzen, muss ein Anliegen der Gesellschaft sein. Die ehrenamtliche Tätigkeit bietet den Senioren eine Fülle von Möglichkeiten, ihren Ruhestand aktiv und abwechslungsreich zu gestalten. Darüber hinaus sollte ihnen die Möglichkeit geebnet werden, auch entgeltlich tätig zu sein.

Was die FDP Lübeck will:

· Generationen übergreifende Wohnmodelle (ältere Menschen - junge Familien)

unterstützen,

· Angebote zur Weiterbildung erweitern,   

· Unterstützung von Tausch- und Initiativ-Börsen, die Dienste von Senioren anbieten,

· Senioren in die Gesellschaft stärker einbinden, 

· stärkere Berücksichtigung der Interessen von Senioren bei der Stadtgestaltung,

· den Mitgliedern des Seniorenbeirates generell ein Teilnahmerecht auch am nicht-öffentlichen Teil der Sitzungen der Bürgerschaftsausschüsse gewähren.

Sport

Freizeit- und Vereinssport haben sowohl eine gesellschafts- als auch eine gesundheitspolitische Schlüsselfunktion. Sie führen in allen Altersgruppen - insbesondere bei den Jugendlichen - zu einer sinnvollen Beschäftigung, fördern den Gemeinsinn und verbinden die einzelnen Teile der Gesellschaft.

Die Schaffung von Angeboten für sogenannte Trendsportarten sind zwar eine Bereicherung, können jedoch das nachhaltige Angebot von Universalsport​plätzen nicht ersetzen.

Was die FDP Lübeck will:

· die bedarfsgerechte Bereitstellung von Freizeit-, Sport-, Spiel- und Erholungseinrichtungen,

· eine verbesserte Abstimmung zwischen der Volkshochschule und den Sportvereinen, um Konkurrenzangebote zu vermeiden,

· keine Bevorzugung einzelner Sportvereine.

Stadtplanung

Die historische Bausubstanz der Lübecker Altstadt bedarf einer städtebaulichen Planung, die die Wünsche der Denkmalpflege, der Bewohner und der Wirtschaft angemessen berücksichtigt. Historische Bausubstanz und zeitgemäße Architektur müssen sich nicht widersprechen, sondern können sich vielmehr gegenseitig ergänzen. Nur eine Weiterentwicklung - auch in architektonischer Hinsicht – gewährt eine lebendige Stadt. Soweit erhaltungswürdige Bausubstanz vorhanden ist, ist der Umbau dem Abriss vorzuziehen.

Städteplaner, Denkmalpfleger und auch die Bürger müssen frühzeitig in einen Gestaltungsprozess einbezogen werden und nicht erst, wenn Baumaßnahmen schon beschlossen sind. Nur so kann verhindert werden, dass Denkmalschutz und Bürgerinteressen als wirtschaftsfeindliche Blockade wahrgenommen werden. Die Interessen von Investoren gilt es ideologiefrei zu prüfen. Investitionen müssen sich rechnen, sonst werden sie gar nicht oder woanders getätigt.

Was die FDP Lübeck will:

· die Einrichtung einer regelmäßigen öffentlichen “Ideen-Werkstatt” unter Beteiligung von Fachleuten, Bürgern und Vertretern der einheimischen Wirtschaft, in der regelmäßig Bauvorhaben diskutiert werden können,

· Weiterentwicklung des Konzeptes zur Umwandlung der Blockinnenhöfe in Einkaufs- und Erlebnispassagen,

· die Vergabe der Erstellung von Bauleitplanentwürfen auch an Freiberufler,

· die in der Innenstadt verbliebenen städtischen Behörden und Einrichtungen dort belassen und bei Standortveränderungen wieder in der Innenstadt ansiedeln,

· eine Vitalisierung der Innenstadt durch Förderung des innerstädtischen Einzelhandels,

· eine Sicherung der Stadtteilzentren,

· keine weitere Ausweitung des innenstadtrelevanten Einzelhandels auf der „grünen Wiese“.

Steuern und Abgaben

Die Steuern- und Abgabenlast, die die Lübeckerinnen und Lübecker zu tragen haben, ist immens. In der Legislaturperiode 2003 bis 2008 haben CDU, SPD und „Grüne“ unter anderem die Anhebung der Grundsteuer beschlossen. Eine weitere Anhebung steht zu befürchten. Denn die SPD schlug als eine „Sparmaßnahme“ vor, die Grundsteuersteuer nochmals anzuheben und die Fremdenverkehrsabgabe einzuführen.

In der Hansestadt Lübeck ansässige Gewerbetreibende zahlen gemeinsam mit den Kielern den höchsten Gewerbesteuerhebesatz des ganzen Landes Schleswig-Holsteins (z.Zt. 430%). Der niedrigste Hebesatz liegt in unserem Bundesland hingegen bei 225%. Schon in Bad Schwartau gilt nur ein Hebesatz von 330%. Die zu zahlende Gewerbesteuer verteuert Produkte und Dienstleistungen und benachteiligt Lübecker Unternehmen gegenüber anderen. 

Auch bei der Grundsteuer ist Lübeck „Spitze“. Der Grundsteuerhebesatz beträgt hier 460% (+10% gegenüber 2006). Die Steuerbelastung unterläuft die Bemühungen, neue Unternehmen und Neubürger anzusiedeln und fördert die Abwanderung.

Weitere Steuererhöhungen sind den Lübeckern nicht zuzumuten und daher grundsätzlich abzulehnen.

Was die FDP Lübeck will:

· keine Steuererhöhungen,

· durch Sanierung des Lübecker Haushaltes langfristig Steuersenkungen,

· keine Fremdenverkehrsabgabe (-> Fremdenverkehrsabgabe).

T

Tourismus 

Tourismus ist einer der wichtigsten Wirtschaftsfaktoren und somit bedeutende Einnahmequelle für Lübeck. Für uns ist daher die Förderung und Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der Lübecker Tourismusbranche von besonderer Bedeutung.

Verwaltung und Politik haben die Verantwortung für ein attraktives Freizeitangebot einzutreten und vernünftige Rahmenbedingungen zu schaffen.

Unnötige Auflagen und Abgaben gefährden diesen für Lübeck wichtigen Wirtschaftszweig.

Was die FDP Lübeck will:

· keine zusätzlichen Tourismusabgaben oder Steuern,

· ein effektives städtisches Marketing,

· kürzere Dienstwege und schnellere Reaktionszeiten für die Genehmigung von Veranstaltungen, die die  Attraktivität und den Bekanntheitsgrad Lübecks fördern,

· den Flughafen Blankensee weiter ausbauen, um beispielsweise durch neue Fluglinien mehr Touristen nach Lübeck zu holen.

Travemünde

In Travemünde hat sich in den letzten Jahren einiges bewegt. So haben sich u.a. neue Hotels angesiedelt. Auch der Priwall ist nach jahrelangem Stillstand aus seinem Dornröschenschlaf erwacht. Hieran hatte die FDP - Fraktion maßgeblichen Anteil. Während die anderen Bürgerschaftsparteien zauderten, beantragte die FDP erfolgreich im Juni 2004, dem jetzigen Investor bzw. Projektentwickler den Weg zu ebenen.

Trotz des Fortschritts stehen viele Probleme und Projekte unerledigt auf der Tagesordnung: z.B. zentrales Kurgebiet, Altstadtrand und Leuchtenfeld. 

Solange Travemünde von der Stadt wie ein Stadtteil unter vielen behandelt wird, kann es seine eigenen, zum Teil abweichenden Interessen nicht wahrnehmen. Die Einrichtung eines Ortsbeirates könnte dieser besonderen Stellung Travemündes innerhalb Lübecks Rechnung tragen. Der von den großen Parteien ins Leben gerufene Ortsrat ‑ ohne Rede‑ und Antragsrecht in der Bürgerschaft ‑ kann diese Aufgabe nicht erfüllen. Er dient vielmehr als Feigenblatt für SPD und CDU.

Was die FDP Lübeck will:

· Überplanung des gesamten Areals von der Strandpromenade bis an den Altstadtrand (Lotsenberg),

· die weitere Realisierung des Feriendorfes auf dem Priwall einschließlich des Umfeldes des Passathafens voran treiben,

· breite Freizeit‑ und Urlaubsangebote für alle Altersgruppen und für alle Jahreszeiten schaffen, 

· verstärkt für Travemünde in allen Medien werben, 

· keine Fremdenverkehrsabgabe,

· Einrichtung eines Ortsbeirates (§ 47 GO).

U

Umweltpolitik

Liberales Leitbild ist eine nachhaltige Entwicklung, die ökologische Belastungen weiter reduziert, die Ressourceneffizienz erhöht, aber die Menschen nicht mit überzogenen Vorschriften und Einschränkungen – wie z.B. unwirksamen Fahrverboten - drangsaliert. Liberale Umweltpolitik ist qualitativen Zielen verpflichtet, die auch ästhetische und kulturelle Belange berücksichtigen, ein gesundes Umfeld schaffen und damit dem Wohlbefinden der Menschen dienen. Umweltschutz ist demnach Bestandteil einer umfassenden liberalen Umweltpolitik, die auch die Kulturlandschaft und regionale Identitäten schützt. 

Die FDP setzt vorrangig auf die Eigenverantwortung von Bürgern und Wirtschaft. Aber Zurückhaltung beim Erlass von Vorschriften bedeutet nicht, auf staatlich vorgegebene, anspruchsvolle Zielmarken zu verzichten. Zum Erreichen dieser Ziele müssen flexible Lösungen möglich sein. Nicht Umerziehung der Menschen, sondern schonende Techniken sind der liberale Weg zum Ziel einer lebenswerten Umwelt. 

Eine erforderliche Stärkung des Umweltbewusstseins muss durch bessere Information und Aufzeigen von Alternativen sowie Vorbildfunktion erfolgen. Das muss bereits im Kindergarten beginnen, in der Schule fortgesetzt werden und auch im Arbeitsleben seinen Platz finden.

Umweltpolitik ist vielfach von Dogmen geprägt, die die FDP kritisch diskutieren und auf den Prüfstand stellen will. Auch über den Einsatz alternativer Energien müssen die Gegebenheiten vor Ort und die Frage der Effizienz entscheidend sein. 

Was die FDP Lübeck will:

· die Förderung von umweltschonenden Techniken, z.B. Solarprojekte (Photovoltaik), Brennstoffzellentechnik,

· den Standort Lübeck für entsprechende Branchen noch attraktiver machen,

· den umweltverträglichen Ausbau des Elbe-Lübeck-Kanals zur Reduzierung des Lkw-Aufkommens (ein 1500 t Gütermotorschiff befördert genau soviel wie 54 Lkw),

· Abbau der auch im Umweltbereich um sich greifenden  “Gutachteritis”,

· eine Umweltpolitik, die den notwendigen Schutz der Natur mit den Bedürfnissen der Menschen in Einklang bringt.

Universität zu Lübeck

Die Entwicklung des Wissenschaftsstandortes Lübeck erfordert eine aktive Unterstützung aller Beteiligten.  Wir lehnen den Vorschlag des Wirtschaftsrates der CDU Schleswig-Holstein ab, die Medizinische Fakultät in Lübeck zu schließen und nach Kiel zu verlegen und aus der Universität eine rein technische Einrichtung mit nur noch mathematisch-technischen Studiengängen zu machen.

Die Universität zu Lübeck hat gerade im medizinischen Bereich bundesweit einen hervorragenden Ruf, der jedes Jahr wieder eindrucksvoll in diversen Rankings belegt wird. Deshalb muss Lübeck auch weiterhin alle Anstrengungen unternehmen, um auf die Landesregierung Druck auszuüben, damit die Universität vollständig in Lübeck erhalten bleibt. 

Was die FDP Lübeck will:

· die rückhaltlose Unterstützung der Universität zu Lübeck durch alle Beteiligten,

· Erhalt und weiterer Ausbau des Studienangebotes in Lübeck,

· Unterstützung der Pläne, die Lübecker Universität in eine Stiftungsuniversität umzuwandeln,

· eine Stärkung der Universität im Bewusstsein der Lübecker Bevölkerung, z.B. durch gezielte Verwendung des Begriffs „Universitätsstadt Lübeck“.

Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UK-SH) 

Die FDP hat die Entscheidung der damaligen rot-grünen Landtagsmehrheit zur Fusion der Universitätskliniken Lübeck und Kiel zu einem „Universitätsklinikum Schleswig-Holstein“ abgelehnt. Unsere Zweifel, dass die Zusammenlegung zu nennenswerten Kosteneinsparungen führen würde, hat sich leider bitter bestätigt. 

Es hat sich mittlerweile gezeigt, dass die Fusion für Lübeck  nur Nachteile gebracht hat. Deshalb sollte das Universitätsklinikum Lübeck wieder in die Eigenständigkeit geführt werden. Dies schließt eine enge Kooperation mit dem Universitätsklinikum Kiel nicht aus, z.B. beim gemeinsamen Einkauf von Leistungen.

Es zeichnet sich ab, dass bei einem Festhalten an dem gemeinsamen Universitätsklinikum aus wirtschaftlichen Gründen nur noch ein zentraler Verwaltungssitz erhalten bleiben kann. Die bitteren Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, dass die Landesregierung einseitig den Standort Kiel bevorzugt. So konnte im Zuge der Fusion der Kliniken Kiel und Lübeck nur durch beherztes Eingreifen u.a. der Firma Dräger die Schließung des Lübecker Verwaltungssitzes verhindert werden. Die Frage nach dem Sitz der Klinikumsverwaltung ist für Lübeck ungleich bedeutender als für die mit Landeseinrichtungen schon jetzt reich gesegnete Stadt Kiel. Deshalb muss Lübeck entschlossen für den Verwaltungssitz kämpfen.

Was die FDP Lübeck will:

· dass die Fusion der Universitätskliniken Lübeck und Kiel zugunsten einer Kooperation rückgängig gemacht wird, zumindest aber die Ansiedlung der Zentralverwaltung in Lübeck,

· den langfristigen Erhalt und Ausbau des Universitätsklinikums am Standort Lübeck.

V

Verkehr 

Die Notwendigkeit einer flächenhaften Verkehrsberuhigung der Innenstadt ist unbestritten. Aber die Funktionen Wirtschaft, Baudenkmal und Wohnen müssen gleichberechtigt in dem “Mischgebiet Innenstadt” berücksichtigt werden. Immer wieder aufkommende Versuche von Teilen der Politik und Verwaltung, doch noch eine autofreie Innenstadt durchzusetzen, lehnen wir ab. 

Auch außerhalb der Lübecker Altstadt muss weiterhin die Mobilität der Bürgerinnen und Bürger gewährleistet werden. Die Fertigstellung der Nordtangente ist ein weiterer wichtiger Baustein zur Entlastung des Verkehrs. Wir dringen jedoch auf weitere Verbesserungen. So ist der von rot-grün zu verantwortende dramatische Sanierungsstau bei den Lübecker Straßen entschlossen abzubauen. 

Was die FDP Lübeck will:

· an der vorhandenen flächenhaften Verkehrsberuhigung der Innenstadt festhalten,

· den Ausbau der Aufenthaltsqualität für Fußgänger in der Altstadt, 

· Rücksichtnahme auf das Weltkulturerbe Lübecker Altstadt,

· die Förderung des ÖPNV und des Radverkehres,

· innerstädtisches Parken straßenbegleitend, durch öffentliche Parkhäuser und Tiefgaragen sowie auf privaten Grundstücken ermöglichen,

· Anwohnerparkzonen in den Geschäftsstraßen während der Geschäftszeiten als Kurzparkplätze zur Verfügung stellen,

· die Entwicklung einer Umgehungsstraße für den Ortsteil Eichholz zur Entlastung der Brandenbaumer Landstraße,

· Einführung eines Verkehrsrechners („intelligente Ampelführung“, „grüne Welle“) für Lübeck,

· die Sanierung des Lübecker Straßennetzes zügig vorantreiben,

· überflüssige Verkehrszeichen abschaffen,

· prüfen lassen, welche Ampeln außerhalb der Hauptverkehrszeiten konsequent abgeschaltet werden können.

Virtuelles Rathaus

Die verstärkte Nutzung des Internets bei Kontakten zwischen Bürgern, Wirtschaft und Verwaltung bedeutet nicht nur mehr Komfort für den Bürger, sondern sie eröffnet auch erhebliche finanzielle Einsparmöglichkeiten bei der Stadt. Im Vergleich zu anderen Städten (z.B. Bremen) liegt Lübeck in der Entwicklung weit zurück.

So wurde zum Beispiel der FDP- Antrag, städtische Bekanntmachungen im Internet zu veröffentlichen (jährlicher Einspareffekt bis zu 140.000,00 EUR ), von den anderen Bürgerschaftsfraktionen abgelehnt. 

Ferner wäre das Einstellen aller öffentlichen Bürgerschaftsunterlagen (z.B. Vorlagen, Protokolle, Anträge) in das Internet ein wichtiger Beitrag, die Kommunalpolitik transparenter zu machen.

Was die FDP Lübeck will:

· alle für den Bürger erforderlichen Behörden-Formulare und Informationen in das Internet einstellen,

· dem Bürger möglichst viele Behördengänge durch die Möglichkeit zur Nutzung moderner Online-Verfahren ersparen,

· alle öffentlichen Bürgerschaftsunterlagen ins Internet stellen.

W

Wirtschaftspolitik 

Eine florierende Wirtschaft bedeutet nicht nur Gewinne für Unternehmer, sondern auch Arbeitsplätze und damit Kaufkraft und Lebensqualität für Bürger sowie Steuereinnahmen für die Stadt. Erst durch diese Steuereinnahmen wird es der Stadt möglich, ihre Aufgaben für die Bürger zu erfüllen - und zwar gerade auch in den Bereichen Soziales und Umwelt. Dafür ist es Voraussetzung, wieder eine moderne und ausgewogene Mischung von Industrie, Handel, Handwerk und Dienstleistung zu erreichen. Wenngleich insgesamt in Politik und Verwaltung ein Sinneswandel zu mehr Wirtschaftsfreundlichkeit erkennbar ist, werden in Teilen immer noch durch überzogene Anforderungen, kleinliche Vorgaben und mangelnde Entscheidungsfreudigkeit unternehmerische Aktivitäten behindert. Das gilt sowohl für ansässige als auch für ansiedlungswillige Unternehmen. 

Was die FDP Lübeck will:

· sich konsequent für ein wirtschaftsfreundliches Klima einsetzen (schnelle Entscheidungen, gute Infrastruktur, Bildungs- und Kulturvielfalt), 

· mit mehr Mut zu Vertrauen in die Wirtschaft möglichst viele Freiräume für unternehmerische Kreativität und Selbstverpflichtung schaffen, 

· bürokratische Hindernisse vor Firmengründungen und -veränderungen abbauen, 

· die bürokratischen und statistischen Überwälzarbeiten durch städtische Vorgaben verringern, 

· städtische Großaufträge so zuschneiden, dass auch die kleinen Unternehmen vor Ort im Verbund Auftragnehmer sein können, 

· zukunftsweisende Technologien fördern, 

· pragmatische Handhabung umwelt- und baurechtlicher Vorschriften,

· engere Abstimmungen mit den benachbarten Kreisen. 

Z

Zukunft

Es gibt für Lübeck keine Zukunft ohne Veränderung. Veränderung bedeutet  auch Risiko. Wer jedoch alle Risiken ausschließen will, verhindert viele Chancen. Das ist die größte aller Gefahren. Eine Gesellschaft ohne Wagnis verliert die Fähigkeit, neue Wege zu gehen.

Was die FDP Lübeck will:

· den Weg in die Zukunft zielstrebig und mit kalkuliertem Risiko gehen,

· Fortschritt mit Vernunft  gestalten.

